
 

  

S 3 R 91/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Büro- /Verwaltungskraft

objektive Beweislast
Optikusathrophie
schwere spezifische
Leistungseinschränkung
Sehminderung
Telefonist
versicherungsrechtliche Voraussetzungen
Visusminderung
Wegefähigkeit

Leitsätze I. Zu den Voraussetzungen einer
Erwerbsminderungsrente.

II. Bei psychologischen/ psychiatrischen
Gutachten zählt die Durchführung der
persönlichen Untersuchung des
Versicherten im Wesentlichen zum sog.
unverzichtbaren Kern der vom
Sachverständigen selbst zu erfüllenden
Zentralaufgaben.

III. Jedenfalls hat ein Gericht, welches
unter Verzicht auf Einholung eines
gerichtlichen
Sachverständigengutachtens
zulässigerweise ein bereits im
Verwaltungsverfahren eingeholtes
(externes) Sachverständigengutachten im
Wege des Urkundsbeweises verwerten
will, sicherzustellen, dass der das
Gutachten verantwortlich
Unterzeichnende die Vorschriften der §§
407, 407a ZPO beachtet hat (vgl. BSG,
Beschluss vom 17.04.2013, B 9 V 36/12 B
). IV. Zur Verweisbarkeit bei einer
schweren spezifischen
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Leistungseinschränkung.
Normenkette SGB VI § 43 Abs 1 , 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 R 91/15
Datum 08.05.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 R 337/18
Datum 06.04.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Bayreuth vom
08.05.2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Streitig ist die GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente.

Der am 1970 geborene KlÃ¤ger war als Fachgehilfe in steuer- und
wirtschaftsberatenden Berufen versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Vom
06.04.1999 bis zum 30.11.2003 war er selbststÃ¤ndig erwerbstÃ¤tig
(Betriebsberatung, BuchhaltungsbÃ¼ro und BÃ¼rodienstleistungen).
Rentenrechtliche Zeiten legte er zuletzt vom 01.12.2003 bis 01.05.2011 als
Pflichtbeitragszeiten fÃ¼r PflegetÃ¤tigkeit zurÃ¼ck. Danach war er wieder
selbststÃ¤ndig erwerbstÃ¤tig. Ab dem 30.03.2013 bestand ArbeitsunfÃ¤higkeit
aufgrund der Folgen eines privaten Unfalls im hÃ¤uslichen Bereich (Zustand nach
traumatischer Amputation des linken Daumens).

Der KlÃ¤ger beantragte am 28.06.2013 bei der Beklagten Rente wegen
Erwerbsminderung. Er hielt sich seit dem 30.03.2013 fÃ¼r erwerbsgemindert
aufgrund folgender Erkrankungen:
1.Â  Nicht dermatombezogene EmpfindungsstÃ¶rung des linken Armes nach
traumatischer Daumenamputation links.
2.Â  Probleme aufgrund des Traumas im Alltag, psychische Probleme und
psychosomatische Beschwerden aufgrund anhaltender psychosozialer Belastungen.
3.Â  Essentielle Hypertonie, hypertensive Herzerkrankung.
4.Â  Hochgradige Myopie und erhÃ¶hter Augeninnendruck beidseits.
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Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger Ã¤rztlich begutachten.

Vor der Begutachtung durch den Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin, Sozialmedizin A
am 27.01.2014 befand sich der KlÃ¤ger vom 05.11.2013 bis 08.11.2013 in der
UniversitÃ¤ts-Augenklinik W. Festgestellt wurde auf beiden Augen eine
Optikusatrophie unklarer Genese, klinisch vermutlich heriditÃ¤re Optikusatrophie
Typ Kjer, und auf beiden Augen ein Visus von 0,1. In dem Entlassungsbericht vom
18.11.2013 wurde ausgefÃ¼hrt, dass sich eine stark ausgeprÃ¤gte Optikusatrophie
unklarer Genese gezeigt habe, die beim Augenarzt vor Ort zufÃ¤llig aufgefallen war.
Der KlÃ¤ger selbst habe sich an keine subjektive Visusverschlechterung erinnern
kÃ¶nnen. Der Augenarzt G hatte zuvor mit Arztbrief an die Augenklinik vom
25.09.2013 berichtet, dass der KlÃ¤ger sich am 24.09.2013 zum ersten Mal bei ihm
zur Augenuntersuchung vorgestellt habe. Bei der Kontrolle habe der KlÃ¤ger mit
Korrektur einer hochgradigen Myopie eine SehschÃ¤rfe rechts von 0,1- 0,2 suchend
und ebenso links erreicht. Der Augeninnendruck habe rechts bei 30 und links bei 29
mmHg gelegen. Die Papillen seien beidseits randstÃ¤ndig glaukomatÃ¶s excaviert
Grad III-IV gewesen.

Mit Gutachten vom 28.01.2014 nach Untersuchung am 27.01.2014 stellte A. die
Diagnosen:
1.Â  Erhebliche Visusminderung bei Optikusatrophie beidseits unklarer Herkunft.
2.Â  Somatoforme StÃ¶rung.
3.Â  Reizloser Stumpf nach Amputationsverletzung des linken Daumenendgliedes
nach Privatunfall 30.03.2013.
4.Â  Bluthochdruckkrankheit, gut eingestellt.

Der KlÃ¤ger habe noch einen Visus von 0,1 beidseits. Mit seiner Brille kÃ¶nne er
noch lesen. Er bewege sich im Raum gezielt. A. empfahl die Einholung eines
psychiatrischen Gutachtens. Ohne BerÃ¼cksichtigung der psychiatrischen Seite sei
der KlÃ¤ger in der Lage, zumindest leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt 6 Stunden und mehr zu verrichten. ErhÃ¶hte
Anforderungen an das SehvermÃ¶gen dÃ¼rften nicht gestellt werden. TÃ¤tigkeiten
in Nachtschicht oder mit vermehrter Unfallgefahr sowie Fahr- und
SteuertÃ¤tigkeiten dÃ¼rften nicht abverlangt werden.

Die Beklagte lieÃ� den KlÃ¤ger durch die Psychiaterin F untersuchen. Nach
Untersuchung am 14.02.2014 stellte F mit Gutachten vom gleichen Tag fest, der
KlÃ¤ger leide unter den folgenden GesundheitsstÃ¶rungen:
1.Â  Sehbehinderung bei Optikusatrophie.
2.Â  Psychische Ã�berlagerung kÃ¶rperlicher Beschwerden.
3.Â  Depressive AnpassungsstÃ¶rung.

Das LeistungsvermÃ¶gen sei aus psychiatrischer Sicht dahingehend
eingeschrÃ¤nkt, dass leichte bis gelegentlich mittelschwere TÃ¤tigkeiten verrichtet
werden kÃ¶nnten ohne besondere Anforderung an das Konzentrations- und
ReaktionsvermÃ¶gen. Fahr- und LeittÃ¤tigkeiten mÃ¼ssten unterbleiben. Ebenso
gefahrgeneigte TÃ¤tigkeiten. EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r Sehbehinderte seien zu
beachten.
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Daraufhin lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 20.02.2014 den Antrag vom
28.06.2013 aus medizinischen GrÃ¼nden ab.

Zur BegrÃ¼ndung des am 04.03.2014 erhobenen Widerspruches fÃ¼hrte die
BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers mit Schreiben vom 06.05.2014 aus, der KlÃ¤ger
leide unter erheblichen Beschwerden im Bereich des linken Armes seit der
traumatischen Amputation, erheblichen psychischen Problemen und insbesondere
unter der SehbeeintrÃ¤chtigung. Aufgrund der zunehmenden SehbeeintrÃ¤chtigung
sei von einer schweren spezifischen Leistungsbehinderung auszugehen. Der
KlÃ¤ger sei auch aufgrund der Augenerkrankung gehindert, ein Kraftfahrzeug oder
ein Fahrrad zu fahren. Das Versorgungsamt hÃ¤tte die Notwendigkeit einer
stÃ¤ndigen Begleitperson bei der Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel anerkannt.

Im Widerspruchsverfahren hÃ¶rte die Beklagte die Neurologin J mit Gutachten vom
19.11.2014 (Untersuchung am 06.11.2014). Gerichtet war der Gutachtensauftrag
an die Praxis K; unterzeichnet war das Gutachten links von J und rechts von der
Weiterbildungsassistentin Z. J fÃ¼hrte aus, seit Juli 2013 befinde sich der KlÃ¤ger in
schmerztherapeutischer, seit August 2013 in psychotherapeutischer Behandlung.
Die psychiatrische Behandlung erfolge seit MÃ¤rz 2014. Zu den Diagnosen stellte J
fest, es bestehe eine SomatisierungsstÃ¶rung bei Zustand nach traumatischer
Daumenamputation links mit persistierenden SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen im Bereich
des gesamten linken Armes. Es zeige sich eine AnpassungsstÃ¶rung mit lÃ¤ngerer
depressiver Reaktion. Zudem leide der KlÃ¤ger unter einer hochgradigen
Sehminderung bei Optikusatrophie beidseits. Bei Zustand nach Amputation des
Daumens links am 30.03.2013 zeigten sich reizlose StumpfverhÃ¤ltnisse. Auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt sei LeistungsfÃ¤higkeit fÃ¼r leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeiten fÃ¼r sechs Stunden und mehr gegeben. Hektik und Stress, affektiv
belastende Situationen und Nachtschichten seien zu vermeiden, ebenso
TÃ¤tigkeiten mit erhÃ¶hten GefÃ¤hrdungsfaktoren sowie die Ã�bernahme von
Verantwortung fÃ¼r Personen und Maschinen. Weiterhin mÃ¼ssten
FahrtÃ¤tigkeiten unterbleiben. Allgemeine EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r Sehbehinderte
seien zu beachten. Es bestehe eine leichtgradige Minderung der
UmstellungsfÃ¤higkeit, aber eine ausreichende UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r eine
TÃ¤tigkeit fÃ¼r Sehbehinderte.

Die Beklagte wies den Widerspruch vom 04.03.2014 mit Widerspruchsbescheid vom
13.01.2015 zurÃ¼ck. Nach den Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen sei von einem
LeistungsvermÃ¶gen unter den Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes von
mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auszugehen und zwar fÃ¼r leichte bis
mittelschwere Arbeiten, die nicht mit Nachtschicht, Verantwortung fÃ¼r Personen
und Maschinen, Ã�berwachung und Steuerung komplexer ArbeitsvorgÃ¤nge sowie
FahrtÃ¤tigkeiten verbunden seien. Soweit der KlÃ¤ger den Rentenanspruch auf die
erhebliche Sehbehinderung bei Optikusatrophie stÃ¼tze, werde darauf
hingewiesen, dass die Sehbehinderung erstmals im September 2013 diagnostiziert
worden sei. Zu diesem Zeitpunkt seien aber die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht mehr erfÃ¼llt gewesen. In dem nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr.
2, Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI) maÃ�gebenden
FÃ¼nf-Jahreszeit-raum vom 25.09.2008 bis zum 24.09.2013 (Erstdiagnose) seien
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nur 33 anstelle der erforderlichen 36 PflichtbeitrÃ¤ge zu verzeichnen gewesen. Der
Zeitpunkt der letztmaligen ErfÃ¼llung der versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen sei der 30.06.2013.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 13.02.2015 Klage zum Sozialgericht Bayreuth erheben
und vortragen lassen, die Beklagte habe insbesondere die erhebliche
Sehbehinderung bei Optikusatrophie nicht berÃ¼cksichtigt. Aus dem
Musterungsbescheid als Ergebnis der Musterung vom 09.05.1989 gehe hervor, dass
der KlÃ¤ger nicht wehrdienstfÃ¤hig gewesen sei. Es kÃ¶nne belegt werden, dass in
der Augenklinik mit Poliklinik der UniversitÃ¤t E verschiedene ambulante
Vorstellungen und stationÃ¤re Aufenthalte in den Jahren 1989 bis 1991
stattgefunden hÃ¤tten und bereits damals eine kombinierte Optikusatrophie bei
hereditÃ¤rer Disposition sowie der Verdacht auf ein juveniles Offenwinkelglaukom
festgestellt worden seien. Es sei daher davon auszugehen, dass die erhebliche
SehbeeintrÃ¤chtigung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit mit
ursÃ¤chlich fÃ¼r den Unfall am 30.03.2013 gewesen sei. Der KlÃ¤ger habe sich an
einer TischkreissÃ¤ge einen Teil des linken Daumens komplett abgesÃ¤gt. Das
Gutachten der J vom 19.11.2014 sei nicht verwertbar, da es von einer
Weiterbildungsassistentin durchgefÃ¼hrt worden sei, die auch den KlÃ¤ger
ausschlieÃ�lich untersucht habe.

Das Sozialgericht hat Befundberichte der behandelnden Ã�rzte eingeholt; des
Weiteren hat der KlÃ¤ger Befundberichte und Ã¤rztliche Unterlagen Ã¼bersandt.

Das Sozialgericht hat ebenfalls die Akte des Sozialgerichts Bayreuth aus dem
Klageverfahren S 7 SB 396/14 beigezogen. Der KlÃ¤ger hatte den Bescheid des
Zentrums Bayern Familie und Soziales (ZBFS) â�� Region Oberfranken â��
Versorgungsamt vom 25.02.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides des ZBFS
â�� Landesversorgungsamt vom 27.08.2014 angefochten. Festgestellt worden
waren mit Widerspruchsbescheid vom 27.08.2014 ein Grad der Behinderung (GdB)
von 80 sowie die Merkzeichen G, B und RF ab dem 16.12.2013 (Datum des
Antragseinganges) und ein GdB von 90 ab dem 12.08.2014. Der KlÃ¤ger hatte mit
KlagebegrÃ¼ndung vom 12.12.2014 beantragt, den GdB von 90 bereits ab dem
13.05.2014 festzustellen. Die Verschlechterung des SehvermÃ¶gens auf beiden
Augen mit einem Visus R/L 0,08 sei bereits vom Augenarzt G1 bei der ersten
Untersuchung am 13.05.2014 festgestellt worden. Nach umfassender Einholung von
Ã¤rztlichen Befundberichten und unter BerÃ¼cksichtigung vom KlÃ¤ger
Ã¼bersandter Befundunterlagen hatte das Sozialgericht ein Gutachten vom
Internisten und Sozialmediziner G2 erstellen lassen. G2 war mit Gutachten nach
Untersuchung vom 08.06.2015 zu der EinschÃ¤tzung eines ab August 2014
anzunehmenden GdB von 100 (u.a. Einzel-GdB von 100 wegen einer Sehminderung
beidseits, eines teilweisen Gesichtsfeldausfalls beidseits und eines Glaukoms) und
des Vorliegens auch des Merkzeichens H gekommen. Im Termin ebenfalls vom
08.06.2015 war auf Antrag der Beteiligten das Ruhen des Klageverfahrens
angeordnet worden, weil der KlÃ¤ger im Termin die GewÃ¤hrung von Blindengeld
beim ZBFS beantragt hatte.

Mit Beweisanordnung vom 05.02.2016 hat das Sozialgericht den Internisten und
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Sozialmediziner S mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt. S hat nach
Untersuchung des KlÃ¤gers am 07.04.2016 mit Gutachten vom 16.04.2016 die
folgenden Diagnosen festgestellt:
1.Â  Hochgradige Sehbehinderung bei hereditÃ¤rer Optikusatrophie mit
GesichtsfeldeinschrÃ¤nkung beidseits.
2.Â  Verdacht auf â��Optikusatrophie-Plus-Syndromâ��.
3.Â  Depressive AnpassungsstÃ¶rung.
4.Â  Arterielle Hypertonie.
5.Â  Sensible und motorische EinschrÃ¤nkungen im Bereich der linken oberen Ex-
tremitÃ¤t nach traumatischer Daumenamputation MÃ¤rz 2013.

FÃ¼r die sozialmedizinische Bewertung sei auf die Klassifikation nach Pape
abzustellen. Hierbei werde die Sehbehinderung in fÃ¼nf Kategorien aufgeteilt. G
habe Ã¼ber die VisusprÃ¼fung vom 24.09.2013 berichtet (0,1 rechts wie links).
Danach sei von einer Sehbehinderung nach der Gruppe III auszugehen, die bei
einem Visus zwischen 0,06 und 0,3 angenommen werde. AngehÃ¶rige der Gruppe
III kÃ¶nnten nicht mehr eigenstÃ¤ndig am motorisierten StraÃ�enverkehr
teilnehmen, eine LesefÃ¤higkeit sei nur noch mit vergrÃ¶Ã�ernden Sehhilfen zu
erreichen. Sie wÃ¼rden jedoch am meisten von der zunehmenden Anzahl an
BildschirmarbeitsplÃ¤tzen profitieren. Dadurch kÃ¶nnten insbesondere
BÃ¼roarbeiten im kaufmÃ¤nnischen Bereich oder in der Verwaltung noch
ausreichend gut ausgefÃ¼hrt werden. Mit der von F und J getroffenen
nervenÃ¤rztlichen EinschÃ¤tzung bestehe vollstÃ¤ndige Ã�bereinstimmung. Von
einer ausreichenden UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit fÃ¼r
Sehbehinderte sei auszugehen. Die motorischen EinschrÃ¤nkungen im Bereich der
linken oberen ExtremitÃ¤t nach traumatischer Daumenamputation fÃ¼hrten zu
qualitativen EinschrÃ¤nkungen. Zum 30.06.2013 habe der KlÃ¤ger noch leichte bis
mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten ohne besondere Anforderungen an das
Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gen tÃ¤glich sechs Stunden und mehr
ausÃ¼ben kÃ¶nnen. Ausgenommen seien TÃ¤tigkeiten mit besonderer nervlicher
Anspannung, Zeitdruck und Nachtarbeit gewesen, ebenso TÃ¤tigkeiten unter
Unfallgefahr sowie mit Verantwortung fÃ¼r Personen und Maschinen. Fahr-, Steuer-
und Ã�berwachungstÃ¤tigkeiten hÃ¤tten nicht mehr ausgeÃ¼bt werden kÃ¶nnen,
ebenso Arbeiten mit besonderen Anforderungen an das Feingeschick und an die
grobe Kraft der linken Hand sowie Ã�berkopfarbeiten. Die WegefÃ¤higkeit sei unter
Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel gegeben gewesen.

Mit Beweisanordnung vom 04.04.2017 hat das Sozialgericht den Facharzt fÃ¼r
Augenheilkunde T zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt. Nach Untersuchung
des KlÃ¤gers am 18.05.2017 hat T mit Gutachten vom 30.05.2017 die folgenden
Diagnosen hinsichtlich beider Augen festgestellt:
1.Â  Kurzsichtigkeit.
2.Â  Stabsichtigkeit.
3.Â  Reduzierte TrÃ¤nensekretion.
4.Â  HereditÃ¤re mitochondriale Optikusatrophie Typ Kjer.
5.Â  Offenwinkelglaukom.

Die Optikusatrophie habe zu einer sukzessiven Verschlechterung des
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SehvermÃ¶gens gefÃ¼hrt. 1989 sei an beiden Augen noch eine SehschÃ¤rfe von
0,25 erreicht worden, am 24.09.2013 noch eine solche von â��0,1 â�� 0,2
suchendâ��, also von 0,1. Die SehschÃ¤rfewerte von 0,1 an beiden Augen hÃ¤tten
auch im November 2013 (UniversitÃ¤ts-Augenklinik W) bestanden. Aufgrund der
Sehbehinderung sei der KlÃ¤ger am 30.06.2013 in der Lage gewesen, mehr als
sechs Stunden tÃ¤glich Arbeiten in sog. Blindenberufen (medizinischer
Bademeister, Telefonist, Klavierstimmer etc.) bzw. sog. Sehbehindertenberufen
(letzteres bis April 2015) zu verrichten. Zumutbar seien kÃ¶rperlich leichte
TÃ¤tigkeiten ohne Anforderungen an das SehvermÃ¶gen gewesen, die nicht mit
Klettern oder Steigen oder sonstiger Absturzgefahr verbunden seien oder an
schnelllaufenden Maschinen mit freiliegenden beweglichen Teilen erfolgten.
Belastungen durch extreme oder wechselnde Temperaturen, Gase und DÃ¤mpfe
oder StÃ¤ube seien zu vermeiden gewesen. Seit Oktober 2014 sei die
WegefÃ¤higkeit nur noch in Begleitung gegeben. Die Einholung eines
neurologischen Gutachtens werde empfohlen.

Mit Beweisanordnung vom 19.06.2017 hat das Sozialgericht den Facharzt fÃ¼r
Psychiatrie und Psychotherapie M mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt.
Dieser hat nach Untersuchung des KlÃ¤gers am 11.09.2017 im Gutachten vom
15.09.2017 festgestellt, dass der KlÃ¤ger unter einer prolongierten mittelgradigen
depressiven Episode leide. Im Vergleich zu den im Jahr 2014 eingeholten Gutachten
habe sich eine Verschlechterung ergeben. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne leichte bis
mittelschwere Arbeiten kÃ¶rperlicher Art und durchschnittlicher geistiger Art
weniger als sechs Stunden, jedoch mindestens drei Stunden tÃ¤glich verrichten. Die
eingeschrÃ¤nkte LeistungsfÃ¤higkeit habe sich sukzessive in den Jahren 2015/ 2016
entwickelt. Anzunehmen sei ein mit der aktuellen Untersuchung vergleichbares
Beschwerdebild seit ca. Mitte 2016. Eine neurologische bzw. neuropsychologische
Begutachtung werde empfohlen.

Mit der neurologischen Begutachtung hat das Sozialgericht den Neurologen L
beauftragt (Beweisanordnung vom 22.09.2017). L hat den KlÃ¤ger am 07.11.2017
untersucht und mit Gutachten vom 08.11.2017 die folgenden Diagnosen aus
seinem Fachbereich festgestellt:
1.Â  Rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradige Episode.
2.Â  SomatisierungsstÃ¶rung.
3.Â  Dissoziative SensibilitÃ¤ts- und EmpfindungsstÃ¶rung der linken
KÃ¶rperhÃ¤lfte.
4.Â  Chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren.

L hat eine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung von weniger als 3 Stunden
tÃ¤glich festgestellt. Es sei eine TÃ¤tigkeit in Blindenberufen erforderlich. Aufgrund
des langsam progredienten Krankheitsverlaufs sei die Feststellung schwierig, ab
welchem Zeitpunkt es zu einer quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkung gekommen
sei. Unter BerÃ¼cksichtigung des nervenÃ¤rztlichen Gutachtens der J mit
Untersuchung am 06.11.2014, bei dem nachvollziehbar keine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung festgestellt worden sei, der Ã¤rztlichen Unterlagen und
des letzten nervenÃ¤rztlichen Gutachtens, sei davon auszugehen, dass seit Mitte
2016 eine quantitative LeistungseinschrÃ¤nkung von unter 3 Stunden tÃ¤glich fÃ¼r
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TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bestanden habe.

Unter dem 28.03.2018 hat die Beklagte darauf verwiesen, dass am 30.06.2013 eine
SehschÃ¤rfe von 0,1 vorgelegen habe. Mit diesem SehvermÃ¶gen seien die
folgenden VerweisungstÃ¤tigkeiten zumutbar gewesen: TÃ¤tigkeiten in der
Fernsprechvermittlung, Montieren von vorgefertigten Teilen mit Hilfe von
sehbehindertengeeigneten Maschinen sowie Ein- und Auspacken in einer
Versandabteilung.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das Sozialgericht die Klage durch
Gerichtsbescheid vom 08.05.2018 abgewiesen. Zum Zeitpunkt der letztmaligen
ErfÃ¼llung der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen am 30.06.2013 sei nach
den eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten von einem LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers von tÃ¤glich mehr als sechs Stunden fÃ¼r leichte bis mittelschwere
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten bei weiteren qualitativen EinschrÃ¤nkungen auszugehen.
Beispielsweise hÃ¤tte der KlÃ¤ger eine TÃ¤tigkeit in einer Telefonzentrale einer
BehÃ¶rde oder einem privatwirtschaftlichen Betrieb ausÃ¼ben kÃ¶nnen. Die
UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r eine solche SehbehindertentÃ¤tigkeit und die
WegefÃ¤higkeit unter Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel seien gegeben
gewesen. Die genannte TÃ¤tigkeit setze auch nicht die volle FunktionsfÃ¤higkeit
der HÃ¤nde voraus.

Hiergegen richtet sich die Berufung des KlÃ¤gers vom 11.06.2018. SÃ¤mtliche vom
Sozialgericht eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten seien nicht verwertbar.

Das von T erstellte Gutachten vom 30.05.2017 erfÃ¼lle nicht die allgemeinen
Grundlagen augenÃ¤rztlicher Begutachtung. Der Visus bei Gutachten mÃ¼sse
anders als bei T nicht mit Zahlen oder Buchstaben, sondern mit einzelnen Landolt-
Ringen untersucht werden. Es sei also mehr als fraglich, dass der KlÃ¤ger im Jahr
2013 einen Visus von 0,1 auf beiden Augen gehabt habe. Vielmehr wÃ¤re die
SehschÃ¤rfe, wenn die PrÃ¼fung unter Verwendung des Landolt-Rings erfolgt
wÃ¤re, wesentlich niedriger gewesen. Auch die AusfÃ¼hrungen des T, bei Vorliegen
einer Sehbehinderung entstÃ¼nden lediglich qualitative EinschrÃ¤nkungen, seien
nicht zutreffend. Beim KlÃ¤ger hÃ¤tten zum 30.06.2013 Augenerkrankungen
vorgelegen, die dazu fÃ¼hren wÃ¼rden, dass der Einsatz vergrÃ¶Ã�ernder
Sehhilfen zu keiner Verbesserung des Sehens fÃ¼hre, da das zentrale Sehen
insgesamt unscharf sei. Aufgrund der erheblichen Schwierigkeiten wegen
unsicherer Wahrnehmung komme es zu einer schnelleren ErmÃ¼dung, woraus sich
im Falle des KlÃ¤gers eine EinschrÃ¤nkung der quantitativen LeistungsfÃ¤higkeit
zwangslÃ¤ufig ergeben habe. Es erschlieÃ�e sich nicht, warum T die
WegefÃ¤higkeit nur noch in Begleitung erst seit Oktober 2014 angenommen habe.
Dem KlÃ¤ger sei bereits aufgrund seines Antrags vom 11.12.2013 vom ZBFS mit
Widerspruchsbescheid vom 27.08.2014 ein GdB von 80 mit den Merkzeichen G, B
und RF zuerkannt worden. Grundlage hierfÃ¼r seien die Befundberichte von G vom
25.09.2013 und der UniversitÃ¤ts-Augenklinik W vom 18.11.2013 jeweils mit einem
Visus beidseits von 0,1 gewesen.

M komme zum Schluss, ein mit der aktuellen Untersuchung vergleichbares
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Beschwerdebild hÃ¤tte seit etwa Mitte 2016 bestanden. Diese EinschÃ¤tzung stehe
in krassem Widerspruch zur Beurteilung des behandelnden Psychiaters R. Dieser
habe in dem Befundbericht vom 09.11.2017 ausgefÃ¼hrt, dass die depressive
AnpassungsstÃ¶rung unverÃ¤ndert sei. R habe sich auf die Behandlung seit dem
20.03.2014 bis zuletzt am 08.11.2017 bezogen.

Der SachverstÃ¤ndige L habe sich im Gutachten vom 07.11.2017 lediglich auf die
Vorgutachten gestÃ¼tzt. Unzutreffend sei dessen Aussage, am 30.06.2013 habe
unter BerÃ¼cksichtigung qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen ein
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen bestanden. Seit der traumatischen
Daumenamputation am 30.03.2013 leide der KlÃ¤ger unter wiederkehrenden
Phantomschmerzen. Das anfÃ¤ngliche TaubheitsgefÃ¼hl in den Fingerspitzen von
Zeige- bis Kleinfinger habe sich Ã¼ber die gesamten Fingerglieder, den Handteller,
in den gesamten linken Arm ausgebreitet. Der linke Arm fÃ¼hle sich seitdem wie
ein FremdkÃ¶rper an. In diesem Zusammenhang habe der KlÃ¤ger auch
GleichgewichtsstÃ¶rungen, die bereits zu wiederholten StÃ¼rzen gefÃ¼hrt hÃ¤tten.

Letztlich sei bereits in der KlagebegrÃ¼ndung gefordert worden, das neurologisch-
psychiatrische Gutachten aus der Praxis K vom 06.11.2014 aus der Verwaltungsakte
der Beklagten zu entfernen. Die vom Sozialgericht eingeholten Gutachten basierten
daher auch auf einem wertlosen Vorgutachten.

Der KlÃ¤ger sei nicht in der Lage, unter betriebsÃ¼blichen Arbeitsbedingungen
erwerbstÃ¤tig zu sein. Aufgrund der Augenerkrankungen komme es zu einer
schnelleren ErmÃ¼dung, so dass fÃ¼r den KlÃ¤ger bereits am 30.06.2013
zusÃ¤tzliche Pausen nÃ¶tig gewesen wÃ¤ren. Auch sei die WegefÃ¤higkeit von
keinem Gutachter auch nur ansatzweise getestet worden. Aufgrund der
Sehbehinderung sei der KlÃ¤ger nicht mehr in der Lage, ohne Gefahr fÃ¼r sich und
andere die Ã¼blich geforderte Wegstrecke zur Arbeit zurÃ¼ckzulegen.

Bereits am 30.06.2013 habe mit der Sehbehinderung eine schwere spezifische
Leistungsbehinderung bestanden. Aufgrund dieser Behinderung sei kein
ausreichendes RestleistungsvermÃ¶gen mehr vorhanden gewesen. Eine konkrete
VerweisungstÃ¤tigkeit sei nicht benannt worden. Als solche kÃ¶nnten nicht die
TÃ¤tigkeit als Klavierstimmer oder als medizinischer Bademeister angesehen
werden, da der KlÃ¤ger diese seit Anfang 2013 wegen seiner Daumenamputation
nicht mehr ausÃ¼ben kÃ¶nne.

Auf den vom KlÃ¤ger im ErÃ¶rterungstermin vom 28.11.2018 gestellten Antrag auf
AnhÃ¶rung eines SachverstÃ¤ndigen nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat
der Senat mit Beweisanordnung vom 22.01.2019 D (UniversitÃ¤ts-Augenklinik D)
mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt. Der KlÃ¤ger hat Abschriften aus
den Patientenakten der UniversitÃ¤ts-Augenkliniken E1 (1989-1991) und W (2013)
Ã¼bersandt.

Der Senat hat B von der Erstellung des Gutachtens entbunden, nachdem dieser
mitgeteilt hatte, dass er sich nicht in der Lage sehe, unbefangen Stellung zu
nehmen, und dass er sich selbst wegen Befangenheit ablehne.
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Daraufhin hat der Senat auf Antrag des KlÃ¤gers vom 12.08.2019 den Facharzt
fÃ¼r Augenheilkunde E mit Beweisanordnung vom 10.09.2019 beauftragt. Dieser
hat nach Untersuchung des KlÃ¤gers am 10.01.2020 das Gutachten vom
28.01.2020 erstellt.

Der KlÃ¤ger leide unter einem Untergang des Sehnervengewebes (Optikusatrophie),
von der mittlerweile die erbliche Genese erwiesen sei (Autosomal dominante
Optikusatrophie, Mutation im OPA1-Gen). Die Erkrankung fÃ¼hre insbesondere zu
einer Verminderung der SehschÃ¤rfe sowie zu GesichtsfeldausfÃ¤llen, die
typischerweise das zentrale Gesichtsfeld betreffen wÃ¼rden.

Zur Beurteilung der FunktionsausfÃ¤lle und Behinderungen sei neben der
SehschÃ¤rfe auch der Gesichtsfeldbefund von erheblicher Bedeutung. In der
UniversitÃ¤ts-Augenklinik W sei eine entsprechende Untersuchung am 10.10.2013
durchgefÃ¼hrt worden. Es hÃ¤tten sich die erwartbaren GesichtsfeldausfÃ¤lle in
Form von zentralen und parazentralen AusfÃ¤llen gezeigt. Auch in der kinetischen
Perimetrie seien keine darÃ¼ber hinausgehenden AusfÃ¤lle detektiert worden. Das
Ã¤uÃ�ere Gesichtsfeld sei normal gewesen. Es sei somit unstrittig, dass im Juni
2013 die FunktionsausfÃ¤lle und Behinderungen allein in der Minderung der
SehschÃ¤rfe und den damit korrespondierenden zentral und parazentralen
GesichtsfeldausfÃ¤llen bestanden hÃ¤tten. WahrnehmungsstÃ¶rungen seien nicht
diagnostiziert worden.

Eine SehschÃ¤rfeminderung auf 0,1 beidseits fÃ¼hre dazu, dass ohne Hilfsmittel
nicht gelesen werden kÃ¶nne. Die LesefÃ¤higkeit kÃ¶nne jedoch abhÃ¤ngig vom
konkreten VergrÃ¶Ã�erungsbedarf durch geeignete Hilfsmittel (z.B. spezielle Brillen,
Lupen, vergrÃ¶Ã�erte Schrift am Monitor, elektronische Sehhilfen, etc.)
wiederhergestellt werden. Daher sei davon auszugehen, dass unter
BerÃ¼cksichtigung der Sehminderung auf 0,1 beidseits eine mindestens
6-stÃ¼ndige TÃ¤tigkeit zu den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarkts zumutbar gewesen sei. Sehr gÃ¼nstig seien Berufe, die
ausschlieÃ�lich oder grÃ¶Ã�tenteils durch die Bedienung eines Computers
ausgeÃ¼bt werden kÃ¶nnten. Bildschirme erlaubten eine einfache
GrÃ¶Ã�enanpassung der Schrift, wobei eine 4- bis 5-fache VergrÃ¶Ã�erung, die bei
einer SehschÃ¤rfe von 0,1 notwendig sei, auch ohne spezielle Software erreicht
werden kÃ¶nne.

Die Kompensation einer SehschÃ¤rfeminderung auf beidseits 0,1 erfolge am
einfachsten bei sitzender TÃ¤tigkeit an einem PC-Arbeitsplatz, da dabei die
notwendige VergrÃ¶Ã�erung durch entsprechende Hilfsmittel ohne Probleme
realisiert werden kÃ¶nne. Dieses kÃ¶nne jedoch grundsÃ¤tzlich auch bei einer
stehenden TÃ¤tigkeit erreicht werden. Wechselnde Stellungen und TÃ¤tigkeiten im
Gehen seien nicht sinnvoll. TÃ¤tigkeiten, die mit einer Bewegung des
Sehbehinderten einhergehen wÃ¼rden, seien mit einem erhÃ¶hten Unfallrisiko
verbunden. Daher seien TÃ¤tigkeiten auf GerÃ¼sten und Leitern oder an
Maschinen, von denen eine Gefahr fÃ¼r den KÃ¶rper ausgehe, nicht geeignet. Die
Bedienung von Maschinen sei erschwert und erfordere ggf. eine Anpassung des
Bedienfelds an den VergrÃ¶Ã�erungsbedarf des Betroffenen.
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Das FÃ¼hren eines Kraftfahrzeugs sei mit einer SehschÃ¤rfe von beidseits 0,1 nicht
mÃ¶glich. Fahrradfahren sollte vermieden werden. Bei der genannten
EinschrÃ¤nkung des Sehens sei eine Orientierung im Freien mÃ¶glich, so dass eine
Wegstrecke von 500m zu FuÃ� viermal tÃ¤glich mit einem Zeitaufwand von jeweils
weniger als 20 Minuten zurÃ¼ckgelegt werden kÃ¶nne. Die Nutzung Ã¶ffentlicher
Verkehrsmittel zweimal tÃ¤glich wÃ¤hrend der Hauptverkehrszeit sei mÃ¶glich und
kÃ¶nne z.B. durch die Nutzung eines tragbaren Fernrohrs (sog. Monokular) zur
Erkennung der Informationstafeln deutlich erleichtert werden. Eine Begleitung sei
grundsÃ¤tzlich nicht erforderlich.

Unter dem 10.03.2020 hat sich die BevollmÃ¤chtigte zum Gutachten von E
geÃ¤uÃ�ert. E habe ausgefÃ¼hrt, dass die Optikusatrophie auch zu
GesichtsfeldausfÃ¤llen fÃ¼hre, die typischerweise das zentrale Gesichtsfeld
betrÃ¤fen. Er habe auch angegeben, es sei unstrittig, dass im Juni 2013 die
FunktionsausfÃ¤lle und Behinderungen in der Minderung der SehschÃ¤rfe und in
den damit korrespondierenden zentralen und parazentralen GesichtsfeldausfÃ¤llen
bestanden hÃ¤tten. Aus dem Gutachten sowie den weiteren vorgelegten
medizinischen Unterlagen, insbesondere aus dem Arztbrief des Uniklinikums W vom
18.11.2013 gehe ebenfalls hervor, dass bei dem KlÃ¤ger beidseits im Juni 2013 ein
vergrÃ¶Ã�erter blinder Fleck (Skotom) und zentrale Gesichtsfelddefekte bestanden
hÃ¤tten, die bis ans Zentrum reichten.

Hinzuweisen sei auf die Rechtsprechung des Landessozialgerichtes (LSG) Baden-
WÃ¼rttemberg (Urteil vom 28.06.2012, L 13 R 1810/11). Danach stelle eine
hochgradige beidseitige Sehbehinderung mit beidseitigen Zentralskotom eine
schwere spezifische Leistungsbehinderung dar, die die Pflicht zur Benennung
zumindest einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit begrÃ¼nde. Nach der
Entscheidung kÃ¶nnten TÃ¤tigkeiten, die zu ihrer AusÃ¼bung einer
blindentechnischen Grundausbildung und regelmÃ¤Ã�ig auch einer UnterstÃ¼tzung
durch technische ZusatzgerÃ¤te bedÃ¼rften, nicht mehr als ErwerbstÃ¤tigkeiten
unter den Ã¼blichen Bedingungen des Arbeitsmarktes angesehen werden.

Die Beklagte hat am 20.03.2020 vorgetragen, dass beim KlÃ¤ger eine erhebliche
Sehminderung nach Stufe III mit einem Visus beidseits von 0,06 bis 0,3 vorliege.
Zwar lieÃ�e die eingeschrÃ¤nkte SehfÃ¤higkeit einen Arbeitseinsatz unter
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes nicht zu und stelle daher
eine schwere spezifische Leistungsbehinderung dar, jedoch habe die
Rechtsprechung mehrfach festgestellt, dass sogar fÃ¼r Vollblinde der Arbeitsmarkt
nicht verschlossen sei. Die Beklagte habe bereits mit Schriftsatz vom 28.03.2018
konkrete VerweisungstÃ¤tigkeiten benannt. Auch das Sozialgericht sei davon
ausgegangen, dass der KlÃ¤ger zumindest bis 30.06.2013 eine TÃ¤tigkeit in einer
Telefonzentrale einer BehÃ¶rde oder in einem privatwirtschaftlichen Betrieb hÃ¤tte
verrichten kÃ¶nnen. DarÃ¼ber hinaus wÃ¼rden als zumutbare TÃ¤tigkeiten weiter
benannt: Be- und Verarbeiten in der industriellen Fertigung mit Materialien wie
Metall, Holz, Kunststoff sowie Nietarbeiten mit Hilfe von vorgefertigten Schablonen.

Der Senat hat von E die ergÃ¤nzende Stellungnahme vom 27.04.2020 eingeholt.
Unter Hinweis auf die Gesichtsfelduntersuchung in der UniversitÃ¤ts-Augenklinik W
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vom 10.10.2013 hat er festgestellt, dass am 10.10.2013 beim KlÃ¤ger keine
gutachterlich relevanten GesichtsfeldausfÃ¤lle vorgelegen hÃ¤tten. Zwar kÃ¶nne
ein primÃ¤res Offenwinkelglaukom in fortgeschrittenen Stadien
GesichtsfeldausfÃ¤lle bewirken. Solche glaukomtypischen
NervenfaserverlaufsausfÃ¤lle hÃ¤tten jedoch im Oktober 2013 beim KlÃ¤ger nicht
vorgelegen.

Die BevollmÃ¤chtigte hat sich mit Schriftsatz vom 22.07.2020 geÃ¤uÃ�ert. Beim
beidseitig vorhandenen vergrÃ¶Ã�erten blinden Fleck (festgestellt mit Reizmarke
Goldmann I/2) werde unterstellt, dass dieser bei PrÃ¼fung mit der gutachterlich
relevanten Reizmarke Goldmann III/4 und auch bei beidÃ¤ugiger Untersuchung
nicht mehr erkennbar gewesen wÃ¤re. Hierzu behaupte der Gutachter, dass der
jeweils in der schlÃ¤fenseitigen GesichtsfeldhÃ¤lfte liegende blinde Fleck vom
Partnerauge kompensiert werden wÃ¼rde. Dies sei eine Annahme, die beim
KlÃ¤ger nicht zutreffe.

Es bedÃ¼rfe einer Begutachtung, die die Besonderheiten der Optikusatrophie und
deren Auswirkungen auf die betroffene Person berÃ¼cksichtige. In keinem
Gutachten sei berÃ¼cksichtigt worden, dass zusÃ¤tzlich zum Fachgebiet der
Augenheilkunde Schnittstellen zur Neurologie und zum Energiestoffwechsel/
Mitochondrien betroffen seien, die neben der EinschrÃ¤nkung des SehvermÃ¶gens
weitere Auswirkungen auf die FunktionalitÃ¤t des KÃ¶rpers und daher auf die
ErwerbsfÃ¤higkeit hÃ¤tten. Die einzige Stelle, die hier noch AufklÃ¤rung betreiben
kÃ¶nne, sei das F-Institut an der neurologischen Klinik und Poliklinik der L-
UniversitÃ¤t M. Es werde beantragt, ein Gutachten nach Â§ 106 SGG dort
einzuholen.

Zu den VerweisungstÃ¤tigkeiten sei auszufÃ¼hren, dass bereits F unter dem
14.02.2014 festgestellt habe, dass der KlÃ¤ger seine letzte berufliche TÃ¤tigkeit als
Steuerfachwirt nicht mehr habe ausÃ¼ben kÃ¶nnen, da das LeistungsvermÃ¶gen
aus psychiatrischer Sicht dahingehend eingeschrÃ¤nkt gewesen sei, dass nurmehr
leichte bis gelegentlich mittelschwere TÃ¤tigkeiten verrichtet werden kÃ¶nnten
ohne besondere Anforderungen an das Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gen.
Eine Stressresistenz, wie sie z.B. bei der TÃ¤tigkeit im Call-Center gefordert sei,
liege beim KlÃ¤ger schon mindestens seit 2013 nicht mehr vor. In den frÃ¼heren
Begutachtungen seien TÃ¤tigkeiten an Maschinen, Zeitdruck, Publikumsverkehr etc.
ausgeschlossen worden, so dass TÃ¤tigkeiten in der industriellen Fertigung nicht
mÃ¶glich seien. Nietarbeiten mit Hilfe von vorgefertigten Schablonen seien sicher
keine TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes, sondern TÃ¤tigkeiten fÃ¼r
Menschen mit Behinderung in entsprechenden WerkstÃ¤tten.

Die Beklagte hat zu den von ihr unter dem 20.03.2020 benannten
VerweisungstÃ¤tigkeiten die TÃ¤tigkeitsbeschreibungen zugeleitet (Bayer. LSG,
Urteil vom 15.07.2009, L 13 R 767/08 Telefonist; SÃ¤chs. LSG, Urteil vom
15.01.2003, L 6 RJ 271/01 TÃ¤tigkeiten als Montierhelfer â�� auÃ�er Arbeiten mit
Kleinst- oder Elektroteilen, TÃ¤tigkeiten des Warensortierens, WarenprÃ¼fens oder
Warenaufmachens).

                            12 / 22

https://dejure.org/gesetze/SGG/106.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20R%20767/08


 

Im Termin am 06.04.2022 wurden die Beteiligten auf das Urteil des Bayer. LSG vom
14.11.2012 (L 20 R 578/10 ZVW) und die dortigen AusfÃ¼hrungen zu den
Anforderungen an die TÃ¤tigkeit eines Telefonisten sowie des Weiteren auf die
Beschreibung der TÃ¤tigkeit einer BÃ¼ro-/ Verwaltungshilfskraft hingewiesen. Die
BevollmÃ¤chtigte hielt daran fest, dass die TÃ¤tigkeit eines Mitarbeiters im Call-
Center aufgrund der Stresssituationen nicht verrichtet werden kÃ¶nne. Aufgrund
der beschriebenen LeistungseinschrÃ¤nkungen sei dem KlÃ¤ger auch die TÃ¤tigkeit
als BÃ¼ro-/ Verwaltungshilfskraft nicht zumutbar.

Der KlÃ¤ger beantragt,
den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Bayreuth vom 08.05.2018 und den
Bescheid der Beklagten vom 20.02.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 13.01.2015 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger auf den
Antrag vom 28.06.2013 Rente wegen voller, hilfsweise teilweiser Erwerbsminderung
zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Bayreuth vom
08.05.2018 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte verweist auf die eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten und auf die
entsprechenden VerweisungstÃ¤tigkeiten.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen Beklagtenakten, auf
die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz, auf die Akten des Sozialgerichts
Bayreuth S 7 SB 396/14, auf die SchriftsÃ¤tze der Beteiligten und insbesondere auf
die von S, T, M, L und E eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten und
Stellungnahmen Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
SGG).

Die Berufung ist jedoch unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zu Recht mit
Gerichtsbescheid vom 08.05.2018 die Klage gegen den Bescheid vom 20.02.2014 in
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 13.01.2015 abgewiesen. Der KlÃ¤ger hat
keinen Anspruch gegen die Beklagte auf GewÃ¤hrung einer
Erwerbsminderungsrente.

Nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 SGB VI haben Versicherte bis zum Erreichen
der Regelaltersgrenze Anspruch auf Rente wegen voller oder teilweiser
Erwerbsminderung, wenn sie voll oder teilweise erwerbsgemindert sind (Nr. 1), in
den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre
PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Nr. 2)
und vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Nr.
3).

                            13 / 22

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2020%20R%20578/10%20ZVW
https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html


 

Voll erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI Versicherte, die
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Teilweise erwerbsgemindert sind gemÃ¤Ã� 
Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf
nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. Erwerbsgemindert ist nicht, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein
kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs.
3 SGB VI).

Des Weiteren ist fÃ¼r eine Rente wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung
erforderlich, dass die Versicherten in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre (36 Monate) PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit (Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bzw. Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
SGB VI) entrichtet und vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit
erfÃ¼llt haben (Â§ 43 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bzw. Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB VI).

Diese versicherungsrechtlichen Voraussetzungen sind fÃ¼r LeistungsfÃ¤lle bis Juni
2013 erfÃ¼llt. Nach dem Versicherungsverlauf liegen beim KlÃ¤ger Beitragszeiten
mit PflichtbeitrÃ¤gen aus PflegetÃ¤tigkeit bis zum Mai 2011 vor (Â§ 54 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. a, Abs. 2, Â§ 55 Abs. 1 Satz 1, Â§ 170 Abs. 1 Nr. 6 SGB VI). Nachfolgend
wurden keine rentenrechtlichen Zeiten zurÃ¼ckgelegt, so dass bei einem
Leistungsfall letztmals im Juni 2013 die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen
noch erfÃ¼llt wÃ¤ren.

Zutreffend hat die Beklagte darauf hingewiesen, dass der Zeitpunkt der
Erstdiagnose der im Vordergrund stehenden Augenerkrankung des KlÃ¤gers am
24.09.2013 (Bericht G vom 25.09.2013) als Datum eines mÃ¶glichen Leistungsfalls
auÃ�er Betracht bleibt. Zu diesem Zeitpunkt waren die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen nicht mehr erfÃ¼llt, da in dem dann maÃ�gebenden FÃ¼nf-
Jahreszeitraum vom 25.09.2008 bis 24.09.2013 nur 33 anstelle der erforderlichen
36 PflichtbeitrÃ¤ge vorhanden waren.

Eine zeitliche Minderung seines LeistungsvermÃ¶gens spÃ¤testens zum 30.06.2013
hat der KlÃ¤ger nicht nachgewiesen. FÃ¼r diesen Nachweis bedarf es der vollen
Ã�berzeugung des Gerichts. Ausreichend ist eine an Sicherheit grenzende
Wahrscheinlichkeit. Verbleiben begrÃ¼ndete Zweifel, so geht dies zu Lasten des
KlÃ¤gers, denn der Rentenbewerber trÃ¤gt die objektive Beweislast fÃ¼r die
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen bzw. deren Auswirkungen auf die
ErwerbsfÃ¤higkeit (BSG, Urteil vom 20.10.2004, B 5 RJ 48/03 R, juris).

Vor oder zu diesem Zeitpunkt liegen zu der beim KlÃ¤ger ganz im Vordergrund
stehenden Augenerkrankung keine augenÃ¤rztlichen Befunde vor. Zeitnahe
Befundunterlagen ergeben sich aus dem stationÃ¤ren Aufenthalt in der
UniversitÃ¤ts-Augenklinik W vom 05.11.2013 bis 08.11.2013. Festgestellt wurden
auf beiden Augen eine Optikusatrophie unklarer Genese und ein Visus R/L von 0,1.
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Nach dem Bericht des Augenarztes G bestand am 24.09.2013 ebenfalls ein Visus
von R/L 0,1. Die UniversitÃ¤ts-Augenklinik weist im Bericht vom 18.11.2013 darauf
hin, dass die stark ausgeprÃ¤gte Optikusatrophie bei G zufÃ¤llig aufgefallen war
und dem KlÃ¤ger eine Visusverschlechterung selbst nicht erinnerlich war. Auch in
dem zum Schwerbehindertenrecht gefÃ¼hrten Klageverfahren hat der KlÃ¤ger erst
fÃ¼r das Folgejahr einen Visus von unter 0,1 geltend gemacht.

T (Gutachten 20.05.2017) hat den Verlauf der Verschlechterung des
SehvermÃ¶gens dargestellt. 1989 ist an beiden Augen noch eine SehschÃ¤rfe von
0,25 erreicht worden, am 24.09.2013 noch eine solche von â��0,1 â�� 0,2
suchendâ��, also von 0,1. Die SehschÃ¤rfewerte von 0,1 an beiden Augen haben
auch im November 2013 (UniversitÃ¤ts-Augenklinik W) und im Juni 2014
(UniversitÃ¤ts-Augenklinik D-Stadt) bestanden. Im August 2014 sank die
SehschÃ¤rfe an beiden Augen auf 0,05 ab (K, W), im Oktober 2014 auf 1/35 an
beiden Augen (ebenfalls K, W). Im April 2015 hat sich am rechten Auge ein
geringfÃ¼giger Anstieg auf 1/25 gezeigt, am linken Auge hat weiterhin eine
SehschÃ¤rfe von 1/35 vorgelegen (K, W). Im April 2015 war an beiden Augen eine
erhebliche konzentrische Gesichtsfeldeinengung aufgetreten. Bei der Untersuchung
durch T am 18.05.2017 hat sich die SehschÃ¤rfe auf â��FingerzÃ¤hlenâ�� an
beiden Augen reduziert und es hat sich ein beidseitiges sog.
â��RÃ¶hrengesichtsfeldâ�� gefunden.

E fÃ¼hrt im Gutachten vom 28.01.2020 aus, dass von einer sehr langsamen
Verminderung der SehschÃ¤rfe von 1989 bis 2013 auszugehen und diese typisch
fÃ¼r die beim KlÃ¤ger bestehende Optikusatrophie (Autosomal dominante
Optikusatrophie, Mutation im OPA1-Gen) ist. Aus diesem Grund kann nach E auch
nicht davon ausgegangen werden, dass die SehschÃ¤rfe im Juni 2013 relevant
besser gewesen ist als im Oktober 2013.

Die bei einem Visus von 0,1 bestehende Sehbehinderung fÃ¼hrt nicht zu einer
zeitlichen EinschrÃ¤nkung der LeistungsfÃ¤higkeit. Dies ergibt sich aus der
Beurteilung der LeistungsfÃ¤higkeit entsprechend der Stufeneinteilung der
SehbeeintrÃ¤chtigung nach Pape oder der WHO (vgl. Deutsche Rentenversicherung
Bund [Hrsg.], Sozialmedizinische Begutachtung fÃ¼r die gesetzliche
Rentenversicherung, 7. Aufl., 2011, Nr. 22.1.3). Als sehbehindert werden alle
Personen der Gruppe III nach Pape sowie Stufe 1 und 2 nach WHO mit einem Visus
von bds. 0,06-0,3 eingestuft. Die LesefÃ¤higkeit der Betroffenen ist dabei ohne
Zuhilfenahme spezieller optischer Hilfsmittel sehr eingeschrÃ¤nkt. Relevante
EinschrÃ¤nkungen ergeben sich bei diesen Betroffenen insofern, als diese Personen
nicht mehr eigenstÃ¤ndig am motorisierten StraÃ�enverkehr teilnehmen kÃ¶nnen
und die LesefÃ¤higkeit nur noch mit vergrÃ¶Ã�ernden Sehhilfen zu erreichen ist.
BÃ¼roarbeiten im kaufmÃ¤nnischen Bereich oder in der Verwaltung kÃ¶nnen
aufgrund der BildschirmarbeitsplÃ¤tze, die individuell auf die jeweilige
Sehbehinderung eingerichtet werden kÃ¶nnen, ausgefÃ¼hrt werden. FÃ¼r
TÃ¤tigkeiten in der industriellen Produktion gilt dies dagegen eher nicht.

Die vom Sozialgericht und Senat gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen haben die im
Verwaltungsverfahren von der Beklagten eingeholten Gutachten bestÃ¤tigt und
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sind Ã¼berzeugend zum Schluss gekommen, dass bis zum 30.06.2013 die
LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers nicht zeitlich eingeschrÃ¤nkt war. Der KlÃ¤ger war
noch in der Lage, tÃ¤glich mehr als sechs Stunden leichte bis mittelschwere
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten zu den Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes bei
weiteren qualitativen EinschrÃ¤nkungen zu verrichten.

Nach den von der Beklagten im Verwaltungsverfahren im Jahr 2014 eingeholten
Gutachten bestanden beim KlÃ¤ger die folgenden GesundheitsstÃ¶rungen:

1.Â Â  Â Erhebliche Visusminderung bei Optikusatrophie beidseits (damals) unklarer
Herkunft.
2.Â Â  Â SomatisierungsstÃ¶rung bei Zustand nach traumatischer
Daumenamputation links mit persistierenden SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen im Bereich
des gesamten linken Armes.
3.Â Â  Â Depressive AnpassungsstÃ¶rung.
4.Â Â  Â Reizloser Stumpf nach Amputationsverletzung des linken
Daumenendgliedes.
5.Â Â  Â Bluthochdruckkrankheit, gut eingestellt.

Der KlÃ¤ger war aus Sicht der von der Beklagten gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen in
der Lage, zumindest leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten am allgemeinen
Arbeitsmarkt 6 Stunden und mehr zu verrichten. ErhÃ¶hte Anforderungen an das
SehvermÃ¶gen oder an das Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gen durften nicht
gestellt werden. Hektik und Stress, affektiv belastende Situationen und
Nachtschichten sowie Fahr- und SteuertÃ¤tigkeiten waren zu vermeiden. Es bestand
eine leichtgradige Minderung der UmstellungsfÃ¤higkeit, aber eine ausreichende
UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit fÃ¼r Sehbehinderte.

Die EinwÃ¤nde des KlÃ¤gers gegen das Gutachten der J vom 19.11.2014 greifen
nicht. Das Gutachten sei nicht verwertbar, da es von einer
Weiterbildungsassistentin durchgefÃ¼hrt worden sei, die auch den KlÃ¤ger
ausschlieÃ�lich untersucht habe. Richtig ist insoweit, dass bei psychologischen/
psychiatrischen Gutachten die DurchfÃ¼hrung der persÃ¶nlichen Untersuchung des
Versicherten im Wesentlichen zum sog. unverzichtbaren Kern der vom
SachverstÃ¤ndigen selbst zu erfÃ¼llenden Zentralaufgaben zÃ¤hlt. Jedenfalls hat
ein Gericht, welches unter Verzicht auf Einholung eines gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigengutachtens zulÃ¤ssigerweise ein bereits im
Verwaltungsverfahren eingeholtes (externes) SachverstÃ¤ndigengutachten (Â§ 21
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, Abs. 3 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB X -) im Wege
des Urkundsbeweises verwerten will, sicherzustellen, dass der das Gutachten
verantwortlich Unterzeichnende die Vorschriften der Â§Â§ 407, 407a
Zivilprozessordnung (ZPO) beachtet hat (vgl. BSG, Beschluss vom 17.04.2013, B 9 V
36/12 B, juris). Vorliegend hat sich das Sozialgericht aber nicht allein auf das von J
erstellte Gutachten gestÃ¼tzt, sondern weitere Gutachten insbesondere auch auf
dem neurologischen und auf dem psychiatrischen Fachgebiet eingeholt. AuÃ�erdem
haben sich die zum Zeitpunkt der letztmaligen ErfÃ¼llung der
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen relevanten Feststellungen bereits
zeitnÃ¤her aus dem Gutachten der Psychiaterin F vom 14.02.2014 ergeben.
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Das von der Beklagten beschriebene Leistungsbild haben die nachfolgend in den
gerichtlichen Verfahren gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen bestÃ¤tigt.

S hat mit Gutachten vom 16.04.2016 Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤ger
zum 30.06.2013 noch leichte bis mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten tÃ¤glich
sechs Stunden und mehr ausÃ¼ben konnte. Qualitative Anforderungen an die
TÃ¤tigkeit waren zu beachten. Neben den von den Vorgutachtern benannten
qualitativen EinschrÃ¤nkungen war weiter zu berÃ¼cksichtigen, dass TÃ¤tigkeiten
mit Verantwortung fÃ¼r Personen und Maschinen und Ã�berwachungstÃ¤tigkeiten
nicht abverlangt werden konnten. Die motorischen EinschrÃ¤nkungen im Bereich
der linken oberen ExtremitÃ¤t nach traumatischer Daumenamputation bedingten
die EinschrÃ¤nkungen, dass Arbeiten mit besonderen Anforderungen an das
Feingeschick und an die grobe Kraft der linken Hand sowie Ã�berkopfarbeiten zu
vermeiden waren. Die WegefÃ¤higkeit war unter Nutzung Ã¶ffentlicher
Verkehrsmittel gegeben gewesen. Auch nach S bestand eine ausreichende
UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit fÃ¼r Sehbehinderte.

Der Facharzt fÃ¼r Augenheilkunde T hat nach Untersuchung des KlÃ¤gers am
18.05.2017 hinsichtlich beider Augen die Diagnosen Kurzsichtigkeit, Stabsichtigkeit,
reduzierte TrÃ¤nensekretion, hereditÃ¤re mitochondriale Optikusatrophie Typ Kjer
und Offenwinkelglaukom festgestellt. Nach T war der KlÃ¤ger am 30.06.2013 in der
Lage, mehr als sechs Stunden tÃ¤glich Arbeiten in sog. Blindenberufen bzw. sog.
Sehbehindertenberufen (letzteres bis April 2015) zu verrichten. Als qualitative
EinschrÃ¤nkungen wurden zusÃ¤tzlich die Vermeidung von TÃ¤tigkeiten an
schnelllaufenden Maschinen mit freiliegenden beweglichen Teilen und von
Belastungen durch extreme oder wechselnde Temperaturen, Gase und DÃ¤mpfe
oder StÃ¤ube benannt. Seit Oktober 2014 war die WegefÃ¤higkeit nur noch in
Begleitung gegeben.

Zum Vorbringen des KlÃ¤gers, das von T erstellte Gutachten erfÃ¼lle nicht die
allgemeinen Grundlagen augenÃ¤rztlicher Begutachtung und die Anforderungen zur
SehschÃ¤rfebestimmung der DIN 58220 bzw. DIN EN ISO 8596 seien nicht beachtet
worden, fÃ¼hrt E im Gutachten vom 28.01.2020 aus, dass sich die PrÃ¼fung der
SehschÃ¤rfe mit den unterschiedlichen Sehzeichen entweder nicht oder
typischerweise um eine Zeile unterscheidet und die SehschÃ¤rfe im Oktober 2013,
wÃ¤re sie mit Landolt-Ringen geprÃ¼ft worden, sehr wahrscheinlich 0,08 oder 0,1
beidseits betragen hÃ¤tte (Gruppe III nach Pape sowie Stufe 1 und 2 nach WHO).
Soweit sich der KlÃ¤ger konkret auf die Untersuchung durch T bezieht, ist dies
unbehelflich, da hinsichtlich der beim KlÃ¤ger vorhandenen SehschÃ¤rfe nicht auf
das Datum der Untersuchung bei T am 18.05.2017 abzustellen ist, sondern auf das
Datum 30.06.2013. Auch der Hinweis darauf, dass bei Vorliegen einer
Sehbehinderung sich im Einzelfall durch verlangsamte ArbeitsablÃ¤ufe, z. B. durch
die Notwendigkeit der Nutzung vergrÃ¶Ã�ernder Sehhilfen oder auch durch
schnellere ErmÃ¼dung wegen unsicherer Wahrnehmung von ArbeitsvorgÃ¤ngen
und dadurch bedingter repetitiver Kontrollen und Ã�berprÃ¼fungen der VorgÃ¤nge,
auch EinschrÃ¤nkungen der quantitativen LeistungsfÃ¤higkeit ergeben kÃ¶nnten,
ersetzt nicht den Nachweis, dass diese EinschrÃ¤nkungen beim KlÃ¤ger zum
genannten Zeitpunkt auch tatsÃ¤chlich bestanden.
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Der Facharzt fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie M hat nach Untersuchung des
KlÃ¤gers am 11.09.2017 eine Verschlechterung der LeistungsfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers festgestellt. Seit etwa Mitte 2016 konnte der KlÃ¤ger nur noch leichte bis
mittelschwere Arbeiten unter qualitativen Anforderungen weniger als sechs
Stunden, jedoch mindestens drei Stunden tÃ¤glich verrichten.

Der KlÃ¤ger meint, diese EinschÃ¤tzung stehe im Widerspruch zu der Beurteilung
seines behandelnden Psychiaters. Der KlÃ¤ger verweist darauf, dass er sich seit
dem 20.03.2014 in dessen Behandlung befunden habe und eine unverÃ¤nderte
depressive AnpassungsstÃ¶rung bestÃ¤tigt worden sei. Dieser Hinweis zeigt aber,
dass der KlÃ¤ger am 20.03.2014 und damit erst deutlich nach dem Juni 2013 die
psychiatrische Behandlung aufgenommen hat und der Bericht des behandelnden
Psychiaters keine abweichende EinschÃ¤tzung fÃ¼r den Zeitpunkt 30.06.2013 zu
erreichen vermag. Gegen eine dauerhafte LeistungseinschrÃ¤nkung bereits im Juni
2013 spricht darÃ¼ber hinaus, dass der KlÃ¤ger sich erst seit Juli 2013 in
schmerztherapeutischer und seit August 2013 in psychotherapeutischer
Behandlung befunden hat.

Auch der Neurologe L hat nach Untersuchung am 07.11.2017 eine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung beim KlÃ¤ger ab Mitte 2016 angenommen; tÃ¤glich seien
nur noch unter 3 Stunden mÃ¶glich gewesen. Dieser Zeitpunkt ergibt sich nach L
unter BerÃ¼cksichtigung des nervenÃ¤rztlichen Gutachtens der J mit Untersuchung
am 06.11.2014, bei dem nachvollziehbar keine quantitative
LeistungseinschrÃ¤nkung festgestellt worden sei, der Ã¤rztlichen Unterlagen und
des letzten nervenÃ¤rztlichen Gutachtens von M. Nach L war am 30.06.2013 unter
BerÃ¼cksichtigung qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen von einem mehr als
6-stÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auszugehen.

Zwar bringt der KlÃ¤ger gegen das von L erstellte Gutachten vor, dieser habe nicht
berÃ¼cksichtigt, dass er seit der traumatischen Daumenamputation am 30.03.2013
unter wiederkehrenden Phantomschmerzen leide, sich ein TaubheitsgefÃ¼hl im
gesamten linken Arm ausgebreitet habe und es in diesem Zusammenhang auch zu
GleichgewichtsstÃ¶rungen gekommen sei. Allerdings hat L diese vom KlÃ¤ger
geschilderten Folgen der Daumenamputation gewÃ¼rdigt. Aufgrund der
Untersuchung am 07.11.2017 hat er eine SomatisierungsstÃ¶rung und eine
dissoziative SensibilitÃ¤ts- und EmpfindungsstÃ¶rung der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte
festgestellt.

Zuvor und auch deutlich zeitnÃ¤her zum Datum 30.06.2013 hatte bereits J mit
Gutachten vom 19.11.2014 eine SomatisierungsstÃ¶rung bei Zustand nach
traumatischer Daumenamputation links mit persistierenden
SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen im Bereich des gesamten linken Armes angenommen. Von
diesen SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen (EmpfindungsstÃ¶rung des linken Armes) nach
traumatischer Daumenamputation links hatte der KlÃ¤ger auch mit Antrag vom
28.06.2013 berichtet. S ist mit Gutachten vom 16.04.2016 ebenfalls von sensiblen
und motorischen EinschrÃ¤nkungen im Bereich der linken oberen ExtremitÃ¤t nach
traumatischer Daumenamputation MÃ¤rz 2013 ausgegangen. S hat Ã¼berzeugend
angegeben, dass diese EinschrÃ¤nkungen im Bereich der linken oberen ExtremitÃ¤t
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zu qualitativen und nicht zu quantitativen EinschrÃ¤nkungen fÃ¼hren. Arbeiten mit
besonderen Anforderungen an das Feingeschick und an die grobe Kraft der linken
Hand sowie Ã�berkopfarbeiten waren ausgeschlossen.

Weitergehende dauerhafte GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen hinsichtlich der
beklagten SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen konnten die SachverstÃ¤ndigen fÃ¼r die Zeit
bis Juni 2013 nicht feststellen. Dies ergibt sich auch aus Ã¤rztlichen
Befundberichten. Es wurde von den Behandlern der V. a. Irritation des Plexus
brachialis geÃ¤uÃ�ert (Befundberichte des Neurologen F1 vom 24.05.2013, des
OrthopÃ¤den G3 vom 03.09.2013, des Facharztes fÃ¼r Allgemeinmedizin H vom
08.07.2013). Kernspintomographien des Plexus brachialis hatten keine
pathologischen AuffÃ¤lligkeiten erbracht (Bericht P vom 03.06.2013, Bericht BDT E2
vom 27.08.2013 und 15.08.2014, G3 vom 03.09.2013). F2 berichtete am
24.05.2013, sensomotorische AusfÃ¤lle oder pathologische AuffÃ¤lligkeiten der
peripheren Nervenleitgeschwindigkeiten/ SEP-Untersuchung lieÃ�en sich nicht
darstellen. Die vom BDT E2 unter dem 27.08.2013 berichteten zerebrovaskulÃ¤ren
LÃ¤sionen im para- und periventrikulÃ¤ren Marklager konnten die
SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen nicht erklÃ¤ren (Bericht des Neurologen K1 vom
06.11.2013).

Zu den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers zu den neben der Sehminderung bestehenden
GesichtsfeldausfÃ¤llen berichtet E unter dem 27.04.2020 Ã¼berzeugend, dass nach
der Gesichtsfelduntersuchung in der UniversitÃ¤ts-Augenklinik W vom 10.10.2013
keine gutachterlich relevanten GesichtsfeldausfÃ¤lle bestanden.

Er fÃ¼hrt Ã¼berzeugend aus, dass in der fÃ¼r gutachterliche Aussagen relevanten
kinetischen Perimetrie beidseits ein vergrÃ¶Ã�erter Blinder Fleck bei Untersuchung
mit der Reizmarke Goldmann I/2 zu erkennen war. Gutachterlich relevante AusfÃ¤lle
bezogen sich jedoch ausschlieÃ�lich auf die Reizmarke Goldmann III/4 (320 cd/m2,
30 Winkelminuten), die grÃ¶Ã�er und heller ist als Goldmann I/2. Somit haben am
10.10.2013 beim KlÃ¤ger keine gutachterlich relevanten GesichtsfeldausfÃ¤lle
vorgelegen. Selbst wenn die mit der Reizmarke Goldmann I/2 detektierten AusfÃ¤lle
berÃ¼cksichtigt werden, mÃ¼ssten die AusfÃ¤lle binokular vorliegen. Der Blinde
Fleck lag aber jeweils in der schlÃ¤fenseitigen GesichtsfeldhÃ¤lfte und wurde somit
vom Partnerauge kompensiert. In der o.g. Gesichtsfelduntersuchung waren auch
keine zentralen AusfÃ¤lle mit der Marke Goldmann I/4 zu erkennen. Die zentralen
und bis an das Zentrum heranreichenden parazentralen GesichtsfeldausfÃ¤lle, die
von der UniversitÃ¤ts-Augenklinik W und von ihm im Gutachten vom 28.01.2020
erwÃ¤hnt wurden, bezogen sich auf die statische Perimetrie, die keine
gutachterliche Relevanz besitzt. Zwar kann ein primÃ¤res Offenwinkelglaukom in
fortgeschrittenen Stadien GesichtsfeldausfÃ¤lle bewirken, allerdings lagen
glaukomtypische NervenfaserverlaufsausfÃ¤lle im Oktober 2013 beim KlÃ¤ger nicht
vor.

Der Senat hat davon abgesehen, ein Gutachten vom F-Institut an der
neurologischen Klinik und Poliklinik der L-UniversitÃ¤t M einzuholen. Der Senat sieht
den medizinischen Sachverhalt â�� bezogen auf den Juni 2013 â�� als umfassend
ermittelt an. Der schriftsÃ¤tzliche Beweisantrag bezieht sich auch nicht auf konkret
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bezeichnete FÃ¤higkeitsstÃ¶rungen mit Einfluss auf das LeistungsvermÃ¶gen,
sondern stellt die Vermutung an, es ergÃ¤ben sich mÃ¶glicherweise StÃ¶rungen,
die mÃ¶glicherweise auch Auswirkungen auf die ErwerbsfÃ¤higkeit haben
kÃ¶nnten.

Der KlÃ¤ger war zum 30.06.2013 auch nicht aus gesundheitlichen GrÃ¼nden
gehindert, einen Arbeitsplatz aufzusuchen. Aufgrund der Sehbehinderung war der
KlÃ¤ger nicht in der Lage, ein Kraftfahrzeug zu fÃ¼hren. Die Nutzung Ã¶ffentlicher
Verkehrsmittel ohne Begleitperson war dem KlÃ¤ger aber nach Auffassung
sÃ¤mtlicher SachverstÃ¤ndigen, insbesondere auch des E, zum 30.06.2013
mÃ¶glich. Das Versorgungsamt hat die Notwendigkeit einer stÃ¤ndigen
Begleitperson bei der Nutzung Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel (Merkzeichen B) erst ab
Eingang des Antrags dort am 16.12.2013 zuerkannt. Die Feststellung des
Merkzeichen G (Erhebliche BeeintrÃ¤chtigung der BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr) erging wohl schon aufgrund der Sehbehinderung mit einem GdB
von 70, bezieht sich aber auch auf die FÃ¤higkeit, eine ortsÃ¼bliche Wegstrecke
von etwa 2 Kilometern in etwa 30 Minuten zurÃ¼ckzulegen. Eine (volle)
Erwerbsminderung setzt dagegen voraus, dass der Versicherte nicht vier Mal am
Tag eine Wegstrecke von Ã¼ber 500 m mit zumutbarem Zeitaufwand (jeweils
innerhalb von 20 Minuten) zu FuÃ� bewÃ¤ltigen und ferner zwei Mal tÃ¤glich
wÃ¤hrend der Hauptverkehrszeit mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln fahren kann
(vgl. BSG, Urteil vom 17.12.1991, 13/5 RJ 73/90, juris). Dies haben die
SachverstÃ¤ndigen â�� bezogen auf den 30.06.2013 â�� Ã¼berzeugend verneint
und die WegefÃ¤higkeit bejaht.

Allerdings ergeben sich aus der Sehbehinderung des KlÃ¤gers besondere
UmstÃ¤nde, die die AusÃ¼bung einer kÃ¶rperlich leichten und geistig einfachen
ErwerbstÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter dessen Ã¼blichen
Bedingungen in ungewÃ¶hnlicher Weise erschweren. Es ist beim KlÃ¤ger von einer
besonderen spezifischen Leistungsbehinderung auszugehen (vgl. zu diesem
â��Katalogfallâ�� BSG, Urteil vom 09.05.2012, B 5 R 68/11 R; Urteil vom
11.12.2019, B 13 R 7/18 R; jeweils zitiert nach juris). Es bestehen Zweifel, ob die
Sehbehinderung nicht denjenigen Verrichtungen entgegen steht, die bei
ungelernten TÃ¤tigkeiten Ã¼blicherweise gefordert werden, wie Zureichen,
Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Maschinenbedienung, Kleben, Sortieren,
Verpacken, Zusammensetzen von Teilen, Messen, PrÃ¼fen, Ã�berwachen und
Kontrollieren von automatisierten VorgÃ¤ngen.

Diese Zweifel ergeben sich aus den erstinstanzlich eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten. T ist zum Schluss gekommen, dass der KlÃ¤ger zum
30.06.2013 nur noch in der Lage war, kÃ¶rperlich leichte Arbeiten in sog.
Blindenberufen oder Sehbehindertenberufen auszuÃ¼ben. Weitere Anforderungen
an die Art der TÃ¤tigkeit hat T dahingehend gestellt, dass TÃ¤tigkeiten an
schnelllaufenden Maschinen mit freiliegenden beweglichen Teilen sowie
Belastungen durch extreme oder wechselnde Temperaturen, Gase und DÃ¤mpfe
oder StÃ¤ube zu vermeiden waren. E schlieÃ�t TÃ¤tigkeiten aus, die mit einer
Bewegung des Sehbehinderten einhergehen wÃ¼rden, da diese mit einem
erhÃ¶hten Unfallrisiko verbunden sind. Nach E war auch die Bedienung von
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Maschinen erschwert. S hat neben den vorbeschriebenen AusschlÃ¼ssen von Fahr-
und SteuertÃ¤tigkeiten, TÃ¤tigkeiten in Nachtschichten und unter nervlicher
Anspannung sowie TÃ¤tigkeiten mit Verantwortung fÃ¼r Personen und Maschinen
auch Ã�berwachungstÃ¤tigkeiten ausgeschlossen. Im Ergebnis verblieben dem
KlÃ¤ger TÃ¤tigkeiten in Sehbehindertenberufen, wobei insbesondere auch
TÃ¤tigkeiten in der industriellen Produktion und Kontroll- oder
Ã�berwachungstÃ¤tigkeiten ausgeschlossen waren. Damit stellt die
Sehbehinderung des KlÃ¤gers eine schwere spezifische Leistungsbehinderung dar,
die eine Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit erfordert, um den
Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Rente wegen Erwerbsminderung auszuschlieÃ�en
(vgl. GÃ¼rtner in: Kasseler Kommentar, Stand Juli 2020, Â§ 43 SGB VI Rn. 37 mwN).

Bereits erstinstanzlich hat die Beklagte unter dem 28.03.2018 darauf verwiesen,
dass dem KlÃ¤ger am 30.06.2013 TÃ¤tigkeiten in der Fernsprechvermittlung
zumutbar gewesen seien. Das Sozialgericht ist dem gefolgt und hat die TÃ¤tigkeit in
einer Telefonzentrale einer BehÃ¶rde oder einem privatwirtschaftlichen Betrieb als
geeignet angesehen. Auch der Senat sieht die TÃ¤tigkeit in der
Fernsprechvermittlung / als Telefonist als dem KlÃ¤ger zumutbar an.

Die TÃ¤tigkeit des Telefonisten umfasst die Bedienung von Telefon- und
Fernsprechzentralen und kann mit der Verrichtung einfacher BÃ¼roarbeiten oder/
und dem Empfangen und Anmelden von Besuchern gekoppelt sein. Es handelt sich
um eine kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeit, bei der ein Wechsel zwischen Sitzen, Gehen
und Stehen mÃ¶glich ist (Bayer. LSG, Urteil vom 15.07.2009, L 13 R 767/08, juris).
Es handelt sich um eine TÃ¤tigkeit, die nicht mit dauerhaftem hohem
Verantwortungs- und Zeitdruck verbunden ist (Bayer. LSG, Urteil vom 14.11.2012, L
20 R 578/10 ZVW, juris).

Diese TÃ¤tigkeit ist regelmÃ¤Ã�ig mit Arbeiten am Bildschirm verbunden. E hat
herausgehoben, dass als geeignete TÃ¤tigkeiten gerade diejenigen in Betracht
kamen, die ausschlieÃ�lich oder grÃ¶Ã�tenteils durch die Bedienung eines
Computers ausgeÃ¼bt werden. Bildschirme erlauben eine einfache
GrÃ¶Ã�enanpassung der Schrift, wobei eine 4- bis 5-fache VergrÃ¶Ã�erung, die bei
einer SehschÃ¤rfe von 0,1 notwendig war, auch ohne spezielle Software erreicht
werden kann. Zwar kann eine TÃ¤tigkeit unter den Bedingungen einer
blindengerechten Ausstattung nicht mehr als ErwerbstÃ¤tigkeit unter den
Ã¼blichen Bedingungen des Arbeitsmarktes angesehen werden (vgl. LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteile vom 13.06.2006, L 11 R 5778/04 und vom 28.06.2012, L 13
R 1810/11, jew. juris). Allerdings ist mit E davon auszugehen, dass bei der
Arbeitsplatzausstattung fÃ¼r die TÃ¤tigkeit in der Fernsprechvermittlung/ als
Telefonist nicht technische ZusatzgerÃ¤te erforderlich waren, sondern
handelsÃ¼bliche groÃ�e Monitore und VergrÃ¶Ã�erungssoftware ausreichten. Bei
einer SehschÃ¤rfe von beidseits 0,1 war auch eine blindentechnische
Grundausbildung nicht notwendig.

Aus augenÃ¤rztlicher Sicht haben E und T festgestellt, dass der KlÃ¤ger am
30.06.2013 in der Lage war, mehr als sechs Stunden tÃ¤glich die TÃ¤tigkeit eines
Telefonisten/ in einem Callcenter zu verrichten. J hat zwar im Gutachten vom
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19.11.2014 nach Untersuchung am 06.11.2014 zu den Arbeitsbedingungen
angegeben, dass Hektik und Stress zu vermeiden seien. S hat mit Gutachten vom
16.04.2016 TÃ¤tigkeiten unter besonderer nervlicher Anspannung und Zeitdruck als
ungeeignet angesehen. Diese benannten EinschrÃ¤nkungen stehen aber der
Einsetzbarkeit in der Fernsprechvermittlung oder als Telefonist bis zum 30.06.2013
nicht entgegen, da diese TÃ¤tigkeit nicht mit dauerhaftem hohem Verantwortungs-
und Zeitdruck verbunden ist. Auch hat zeitnÃ¤her zum 30.06.2013 die Psychiaterin
F mit Untersuchung am 14.04.2014 die Vermeidung von Hektik und Stress nicht
gefordert. Gegen eine dauerhafte LeistungseinschrÃ¤nkung hinsichtlich der
Vermeidung von Hektik und Stress spricht auch, dass der KlÃ¤ger sich erst seit
August 2013 in psychotherapeutischer Behandlung befunden hat. Mit dem
Sozialgericht geht der Senat auch davon aus, dass die UmstellungsfÃ¤higkeit fÃ¼r
eine solche SehbehindertentÃ¤tigkeit gegeben war. Besondere Anforderungen an
das Feingeschick und der groben Kraft der linken Hand, der KlÃ¤ger ist auch
RechtshÃ¤nder, ergeben sich bei dieser TÃ¤tigkeit nicht.
Â 
Auch die TÃ¤tigkeit einer BÃ¼ro-/ Verwaltungshilfskraft war dem KlÃ¤ger zum
30.06.2013 zumutbar. Diese TÃ¤tigkeit umfasst einfache und routinemÃ¤Ã�ige
BÃ¼rohilfsarbeiten. Verrichtet werden beispielsweise Schreibarbeiten, einfache
Buchhaltungsarbeiten oder Telefondienste. Es handelt sich dabei um eine
kÃ¶rperlich leichte Arbeit Ã¼berwiegend im Sitzen, zeitweise im Stehen und Gehen.
Diese TÃ¤tigkeit entspricht dem gesundheitlichen Leistungsbild des KlÃ¤gers und
auch den Grundkenntnissen in der BÃ¼ro- und Verwaltungsarbeit, die der KlÃ¤ger
aufgrund seiner TÃ¤tigkeit als Steuerfachwirt erworben hat. Zweifel an der
UmstellungsfÃ¤higkeit bestehen nicht. Besondere Anforderungen an das
Feingeschick und die grobe Kraft der linken Hand waren nicht zu stellen.

Demnach sind die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller
oder teilweiser Erwerbsminderung nicht erfÃ¼llt. Ein Anspruch auf eine Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit scheitert bereits daran,
dass der KlÃ¤ger nicht den von dieser Vorschrift erfassten GeburtsjahrgÃ¤ngen
angehÃ¶rt (Â§ 240 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI).

Nach alledem war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor.

Erstellt am: 17.01.2023

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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